
13?Pur das Nachschlagewerk1 Ja
Für die Fachpresse' Ja
Für die amtliche Sammlung1 Nein

? ft StP 1972

Gesetz BGB § 611 Gratifikation, Abkommen über die stufen­
weise Einführung eines 13 tariflichen Monatsein­
kommens für die geueiblichen Arbeitnehmer und Ange­
stellten der Bayerischen Papier-, Pappen-, Zellstofl- 
und Holzstoffmöustne vom 14- Oktober 1970

Leitsatz Eine einmalige Arbeitgeberzuwendung mit Gratifika­
tionscharakter liegt nur dann vor, wenn sie als 
solche ausdrücklich bezeichnet wird und (odei) uenn 
sie sich kraft der ihr bei eichten Be*-1 i t. ng als 
solche erweisto

Aktenzeichen 5 AZB 239/72
Urteil des BAG vom 20 September 1972 L C ^ c x n
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\zn 233/72 
2 Sa 974/71 Bayern
Verkurdet
am 20„ Septem ber 1972
gez0 Henkelmann, 
Amtsinsp ektorm 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

In Sachen

hat der fünfte Senat des Bundesarbeitsgenchts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 20 September 1972 durch die Bun­
desrichter Dr Auffarth, Siara und Bichler sowie die Bundes- 
aibeitsnchter Roglm und Dr„ Sohl er für Recht erkannt

Auf die Revision des Klagers 1 n rd das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Bayern vom 23 Februar 1972
- 2 Sa 9 74 /71 - aufgehoben
Die Berufung aer Beklagten gegen das Urteil des
Arbeitsgerichts Rosenheim vom 27 Oktober 1971
- 1 Ca 194/71 - wird zuruckgewiesen
Die Beklagte hat auch die Kosten der Berufung
und der Revision zu tragen

*

2

V o n  R e c h t s w e g e n 1
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T a tb e s ta n d s

Der Klager ist seit dem 1» September I960 als Elektro­
ingenieur bei der Beklagten in R beschäftigt» Pur die
Vertragsbeziehungen der Parteien gilt das Bestätigungsschrei­
ben der Recht svorgangerm der Beklagten vom 25 August 1970 
an den Klager» In diesem Schreiben heißt es hinsichtlich der 
Gehaltshohe u a,

"Dazu kommt noch eine Arbeitserfolgshetc 1 ung (AREB) die sich nach der Produktion richtet unu ua^chscbnitu- 
lieh bei 3,5 % des Bruttogehaltes liegt» Außerdem kommt 
im Monat Juni eines Jahies ein halbes Monatsgehalt als 
Sonderzahlung zur Ausschüttung "
Das vorgenannte halbe Monatsgehalt wird seit 1936 allen 

Angestellten aus dem ehemaligen "A "-Bereich der Be­
klagten gezahlt» Betioffen sind hiervon ca 900 Angestellte 
der Beklagten» Grundlage hierfür war ein Schreiben der Pecnts- 
vorgangenn aer Beklagten vom 29 Mai 1936, das folgenden 
\ ortlaut hat

"Uir haben in der Krisenzeit die Gehalter der Angestell­
ten stark gekürzt» Es ist zwar in der Veigangenheit m  
gewissem Umfang eine Erhöhung eingetreten, aber da ein 
voller Ausgleich noch nicht stattgefunden hat, haoen 
wir uns entschlossen, m  Aribetraoht der gegenwärtigen 
gebesserten Geschäftslage die Gehalter aller Angestell­
ten mit Ausnahme der tsntiesmeberechtigten um rd» 4- % 
zu erhöhen
Diese Erhöhung soll aber nicht dem monatlichen Geaalt sugeschlagen sondern m  der Ueise ausgezahlt werden, 
aaß am 15-= November dieses Jahres ein halbes Monatsge­
halt zur Auszahlung gelangt
hir bitten Sie, den Angestellten hiervon Kenntnis zu 
geben *'
ab 1937 wurde dieses halbe Monatsgehalt J ni jed 

Jcnres ausgezahlt Hierzu heißt es m  einem Scnreioen der 
Re<. ht :A organgerm der Beklagten vom 26» Hai 1937 u a» wie 
folgt

"In der letzten Beiratssitzung ist eine Vereinbarung aaiüber zustande gekommen, daß die 4- /oige Genaltszu­
lage aer Angestellten in. Porm eines halben. Monats­
gehaltes^ die im Jahre 1936" am 15~ ° Novemoer zur /ü:*7 
Zahlung gelangt ist, in aiesem Janre am^0_ Juzu ^ 
ausgezahlt wird mit der Maßgabe, daß solche Ange-
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137stellte, die in der Zeit zwischen dem 30 Juni und 31o Dezember ausscheiden, den bereits ausgezahlten 

Betiag durch Gehaltsabzug zuruckerstatten«
Die bisher beim Abschluß gezahlten Gratifikationen 
an Angestellte und Arbeiter sollen m  der Schlußbilanz 
zuruckgestellt werden, aber mit Rücksicht auf die 
steuerliche Vergünstigung erst zu Weihnachten 1937 zur 
Auszahlung gelangen,, Wir haben Ihnen bereits durch 
Rundschreiben mitgeteilt, welcher Betrag dieses Jahr 
zuruckgestellt ist und daß infolgedessen zu Weihnachten 
für die Arbeiter 3 Wochenlohne und für die Angestellten 
3/4- Monatsgehalt auf haiz-Basis d J zur Auszahlung 
gebiacht werden "
In einem Schreiben der Personal- und Sozialabteilung 

der Beklagten an aie angegllederten Werke vom 11„ Juni 1968 
heißt es hinsichtlich des zusätzlichen Gehaltes für Ange­
stellte wie folgt

"4- pä-ige Gehaltszahlung im JUNT 1Q68
Die Auszahlung des halben Gehaltes für 1968 soll an die 
Berechtigten E n d e  Juni 1968 erfolgen,, \ egen der 
Versteuerung und der B ei trag coming zui loz^alver-
Sicherung kann eine Extra-Abiocj:nung diesox boncerzeh- 
lung nicht duichgefuhrt werden. Sie erfolgt daher zu­
sammen mit der Junx-Gehaltsabrechnungo
Pur die Berechnung der 4 ?£-igen Gehaltszahlung ist das 
für aen Monat M a i  1968 festgesetzte Gehalt ein­
schließlich der Brauen- und Kinderzulagen, sowie der 
eventuell noch bestehenden Arbeitserfolgsbeteiligung 
(ASEB) oder sonstiger Prämien maßgebend,, Die Prämien 
bzw ASEB errechnen sich aus dem Durchschnitt der im 
Marz, April und Mai 1968 ausbezahlten Betrage
Dagegen bleiben wie Disher bei der Berechnung des Mai- 
Cehaltes aer Pirmenanbeil zur Sozialversicnerung, Ar- 
beitgeberzuschusse zur freiwilligen Kranken- und Zu­
kunftssicherung, aer Vert etwaiger Naturaloezuge, der 
Veit einer Breiwohnung, kohnungszulagen, sowie etwaige 
uberstundengelaer emscnließlich aller Zuscnlage gemäß 
§§ 5 una 4 des LEV außer Ansatz
Die Auszahlung der Sonderzahlung erfolgt nur an jene Mitarbeiter, die am 30„6 68 m  einem DienstvernaJ t m ^  
zu unserem Hause stehen« Mitarbeiter, aie noch menu, 
odci wegen bereits laufender Kündigung nicht meor ganz­
jährig beschäftigt weraen, eihalten 4 % vom tatspohl nonen 
Jahresbruttoveidienst, aen sie erzielt haoen ozt j e - oei 
Neueingebiebenon - voraussichtlicn erzielen werden«
Der Oianung halber weisen wir carauf nin, daß diejenagfn 
Mitarbeiter, aie Tantieme oaer zwei Monatsgena3tez be­
ziehen, nicht m  aen Genuß aes h^oen Gehaloe'' gelangen«

- 'I -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 ~

Das Gleiche gilt fur zur Zeit ruhende Arbeitsverhalt- 
msse (z„B0 Wehrdienst)= Nach dem 1,1 1968 zum Wehrdienst 
Einberufene erhalten die 4- #-ige Zahlung anteilig für 
aie Zeit lhier tatsächlichen Beschäftigung in 1968=
Am 14 Oktober 1970 wurde zwischen dem Arbeitgeberver­

band der Bayerischen Papier-, Pappen-, Zellstoff- und Holz- 
stoffIndustrie und der IG Ohemie-Papier-Keramik ein "Abkommen 
über die stufenweise Einführung eines 13= tariflichen Monats­
einkommens für die gewerblichen Arbeitnehmer und Angestellten 
der Bayerischen Papier-, Pappen-, Zellstoff- und Holzstoff- 
lndustrie" (im folgenden 'TV" genannt) abgeschlossen Dieses 
Abkommen gilt auch für das ArbeitsVerhältnis der streitenden 
Parteien, die jeweils Mitglieder der genannten Tarifvertrags- 
Parteien sind Zu dem Abschluß dieses Abkommens war es auf 
ein Verlangen der Gewerkschaft gekommen, die laut ihrem 
Schreiben vom 10 August 1970 die Sicherstellung des Rechts­
anspruchs auf ein tarifliches 13 tonatseinkonmen und die 
tarifliche Absicherung bereits bestehender betrieblicher Lei­
stungen forderte

In § 5 dieses Tarifvertrages ist folgendes geregelt
"1 Pur das Kalenderjahr auf Grund betrieblicher, ein­

seitig vom Arbeitgeber festgelegter oder verein­
barter Regelungen bereits gezahlte oder noch zu 
zahlende Sondervergütungen, insbesondere Gratifi­
kationen, Jahresabschlußvergutungen, J^iresurammen, 
Ergebmsbeteiligungen und dergleichen können auf 
die Leistungen aus diesem Vertrag angerechnet wer­
den

2 Betrieblich bestehende günstigere Regelungen wer­den von diesem Abkommen nicht berührte"
Bei der erstmaligen Auszahlung der neuen tariflicnen 

Sondeiveigutung im Dezember 1970 hat die Beklagte wie allen 
in Befracht kommenden Angestellten, darunter aucn oeim Klager, 
das im Juni 1970 gezahlte halbe Monatsgehalt m  An; endung des 
§ 5 TV angerechnet, Bei dem Klager ist ein halbes lonats- 
gehalt m  Hohe von 776,50 DM angerech.net v'orden.

Mit der voiliegenden Klage begehrt dei Klager die Zah­
lung des \rrechnungsbetrages von der Beklagten, ür nalt die 
Ane echnung gemäß § 5 TV ment für gerechtfertj gt, Nacn seiner
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137Auffassung gehören zu den anrechenbaren betrieblichen Sonder­
vergütungen im Sinne dieser Tarifnorm nur solche, die anstelle 
eines tariflichen 13 Monatseinkommens gewahrt werden Dabei 
sei die Arbeitnehmerseite, von der der Textvorschlag für 
§ 5 Abs 1 TV rühre, ausdrücklich davon ausgegangen, daß es 
sich bei den anzurecbnenden Sondervergütungen um zusätzliche, 
neben tariflichen und ubertarifliehen Lohn- und Gehaltsbe~ {
standteilen zu gewährende Zahlungen handeln müsse, außerdem 
habe Übereinstimmung darüber bestanden, daß betriebliche 
Sosialleistungen nicht der Anrechnung unterlagen Anrechenbar 
seien daher nicht lohn- oder gehaltsbezogene Vergutungsbe- 
standteile oder SozialZulagen Anrechenbare Sondervergütungen 
im Sinne des § 5 Abs» 1 TV mußten ici esen n«.cb < inen Zu­
sammenhang mit einer Jahresabschlußzahlung aufweisen Über­
tarif liehe Emkommensbestand teile seien der Anrechnung ent­
zogen

Die 4 #-igen Juni-Zahlungen seien keine anrechenbare 
betriebliche Sondervergütung m  dem dargelegten Sinne Sie 
seien ausdrücklich als 4 ?£-ige Gehaltserhöhung emgefuhrt 
worden und hatten daher den Charakter eines echten die Ar­
beitsleistung unmittelbar abgeltenden Gehaltsbestandteils* 
Uneiheblich sei die Art der Zahlung m  Gestalt einer janrlich 
einmaligen Ausschüttung Die Sonderzahlung sei von allen Be­
teiligten auch stets als sog 4 /^-Zahlung bezeichnet worden.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, Sie 
halt die Juni-Zahlung an ihre Angestellten für eine uoei- 
taiiCliche Sonderzahlung, die zusätzlich zum laufenden Gehalt 
gewahrt weide Die ursprünglichen Motive für die Sonderzah­
lung seien nach Freigabe der Lohne und Gehalter gegenstands­
los geworden Die Juni-Zahlung sei identisch mit dem, was 
aei Tarifvertrag als 13 Monatsgehalt stufenweise emgefmit 
bzw abgesichert habe Ziel des ToriTvciträges sei es gewe­
sen, bei Bestehen derartiger betn j ober zu0; l̂ riier Lei­
stungen dem Betrieb keine weiteren Lasten aufzubuidenr Diesem 
Ziel diene aie gewählte sehr weite Passung des § 5 Abo, 1 TVn 
Die Anrechnungsnorm schließe jede denlbare Pegelungsform ein
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erfasse jeden ZahlungsZeitpunkt und stelle allgemein und ohne 
Einschränkung auf den Begriff der Sondervergütung ah

Das Arbeitsgericht hat der Klage entsprochen Auf die 
Berufung der Beklagten hin hat das Landesarbeitsgericht die- 
ses Urteil abgeändert und die Klage abgewiesen

Das Landesarbeitsgericht halt die Verrechnungsklausel 
des § 5 Absa 1 TV für rechtsgültig Wach seiner Ansicht gibt 
die Norm die Absicht der Tarifvertragsparteien nieder, die 
Anrechnung aller neben dem laufenden Monatsgehalt gewahrten 
Sondervergütungen sicherzustellen Es werde darin der Wille 
deutlich, alle Zahlungen anzurechnen, die irgendwie den Cna- 
rakter eines zusätzlichen 13 Monatseinkommens besaßen., Daß 
unter den genannten Beispielen nicht ausdrücklich ein oereits 
betrieblich gezahltes volles oder anteiliges 13 Monatsgehalt 
genannt sei, folge daraus, daß ein solches zusätzliches Mo­
natseinkommen m  allererster Linie anrechenbar sein sollte, 
weil das Ziel des Tarifvertrages gerade die Einführung eines 
fixen 13 Monatsgehaltes sei Als echter unmittelbar lei-

^-sbesogener Gehaltsbestandteil sei die Juni-Zahlung njor>t 
ii mhen« Es gehe nicht an, die im Jahre 1936 wegen des LoUi- 
c-tonc' e m g  e führte Sonder Zahlung als nie hu anrechenbaren festen 
Gehaltsbestandteil anzusehen„ Im Laufe der Zeit sei jedem 
hv estellten auf Grund des Zeitpunktes und der Art der Zah­
lung klargeworden, daß es sich um Sonderleistungen handele 

Das Landesarheitsgericht hat die Revision zugelassen.,
Mit aem letzteren Rechtsmittel verfolgt der Klager sein Kla­
geziel weiter

Die Beklagte bittet um Zuruckweisung der Revision Sie 
hat m  der Re-visionsverhandlung u a vorgetragen, bei den 
Tarifve^. tragsverhandlungen habe der Prokurist der Beklagten,
Ka , den Verhandlungsleiter der Geuerkschaftsseite
gcfiagt, ob der voigesehene § 3 auch die Anrechnung des nier 
bei acr Beklagten gezahlten halben Juni-Gehalts zulasse 
Diese Eiage sei bejaht worden^
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Entscheidunesgrunde

Die Revision hat Erfolg 
Dem Landesaibeitsgericht ist hei der revisionsgericht- 

lieh voll nachprüfbaren Auslegung des § 5 Abs<» 1 TV dahin 
beizutreten, daß die Tarifnorm nur die Anrechnung von arbeit- 
geberseitigen Sonderleistungen auf das neu emgefuhrte teil­
weise 13 Monatseinkommen zulaßt, also nicht von Teilen des 
laufenden Arbeitseinkommens Dies entspricht auch dem Stand- 
punkt der hier streitenden Parteien, insbesondere dem der 
Beklagten

Unrichtig ist jedoch die weitere Annahme des Landesar­
beitsgerichts, bei dem sog Juni-Gehalt handele es sich nicht 
um einen Bestandteil des laufenden Einkommens, sondern um 
eine Sonderleistung und damit gerne ß R 5 Abs0 1 ^  cnrechen- 
bare Zuwendung Das Landesarbeitsgericht hat seine Annahme 
nur mit wenigen Uorten begründete Das Juni-Gehalt, so fuhrt 
es aus, sei stets als Sonderzahlung und niemals als Bestand­
teil dor laufenden Gehaltsbezuge bezeichnet worden, weshalo 
cs gegen die Denkgesetze verstoße, es seinem Charakter nacn 
zum festen Gehalt zu rechnen, selbst wenn dies im Jahre 19:56 
zunächst so gewesen sein sollre, sei jedem Angestellten auf 
Giuna des Zeitpunktes und der Art der Auszahlung klar ge ;or- 
aen, daß es sich um eine Sonderleistung handele

Diese Auslegung des streitigen Inhalts der vertraglichen 
Regelung über das sog Juni-Gehalt ist nicht haltbar,, Sie ist 
in aer Revisionsinstanz voll nachprüfbar, denn es handelt 
sich, da aie Beklagte seit 1936 an alle Angestellten - also 
an einen größeren m  der Zusammensetzung wechselnden Personen- 
kiGis - unterschiedslos ein halbes Monatsgehalt zahlt, um 
e m o  auf emzelvertraglicher Grundlage berunende betriebliche 
EinheitSiegelung mit typischem Inhalt, dies hat msDesondeze 
die Beklagte m  der Revisionsverhandlung hervoigenohen^ Der­
artige Sinheitsregelungcn sind m  der Revision-in nnz frei 
auslegbar (z B BAG AP Nr«. 1 zu S 1 rC Tanfvoj w Oo Rund» 
lunk, zuletzt Urteil -vom 27 Juli 1972 - 5 AZR 141/72 - zur
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Veröffentlichung in der .Amtlichen Sammlung und im Nachschla­
gewerk des Bundesarbeitsgerichts voigesehen) Dabei ist un­
erheblich, daß der Anstellungsvortrag des Klagers keine nähe­
re and ausdrückliche Bezugnahme auf die Rechtsgrundlagen des 
n piuchs auf das halbe Juni-Gehalt enthalt 11cm der dir- 
i eis auf die "Ausschüttung" eines halben Juni-Gehaltes weist 
0eden verständigen Beurteiler der Sachlage deutlich auf die 
allgemeine betriebliche Handhabung hm, auch der Klager hat 
sich ihr offensichtlich unterworfen

Das Auslegungsergebnis des Landesarbeitsgerichts krankt 
zunächst an der mangelhaften Berücksichtigung der von der Be­
klagten allem gesetzten Rechtsgrundlage für den Anspruch auf 
das Juni-Gehalt Nach dem Schreiben der Rechtsvorgangerm der 
Beklagten vom 29 Mai 1936 steht außer Frage, daß das haloe 
Monatsgehalt die Zusammenfassung einer A %-igen Gehaltser­
höhung darstellte, das ist m  diesem Schreiben ebenso aus- 
diuc dich gesagt wie m  dem weiteren Schreiben vom 26 Mai 
(937s das den Auszahlungszeitpunkt der "9- %-igen Genaltsza- 
lage" auf den 30 Juni verlegt hat Ein anderer Anlaß für die 
Zahlung wird m  diesen beiden entscheidenden Schremen euch 
nicht andeutungsweise genannt Ue&er das Ueihnachtsfest noen 
aor Eiholungsurlaub noch e m  sonstiger "besonderer" Grund - 
wie ein u e m  günstiger Jahresabschluß - gaben den Anstoß zur 
^hlung, sondern das Bestreben, die Arbeitsleistung mit e upt 
ln - m  Gehalt abzugelten
in Rechtssinne stellte das halbe Juni-Gehalt also zunacnst 
keine einmalige ArbeitgeberZuwendung dar Eine solcne lxegt 
nur vor, wenn sie als solche entweder ausdrücklich bezeicnnet 
wird oder wenn sie sich kraft der ihr bexgelegten Bestimmung 
als solche erweist Fehlt es an beidem, so muß jede Arben- 
geberZahlung unabhängig von der Zahlungsart der Regel und der 
Eifahrung aes Arbeitslebens entsprechend als Teil aes zur un­
mittelbaren Abgeltung der Arbeitsleistung bestimmten Lonnes 
angesehen werden Dies lat wichtige Rechtsfolgen, zcB für die 
Berechnung aes Ullaubsentgelts, nier ist bei einer aei sog 
Besugsmethode folgenden Berechnung (vgl § 11 Abs 1 BUrlGy
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nicht die einmalige Zuwendung, sondern nur das auf den Be­
zugszeitraum zeitantoilig entfallende laufende Arbeitsentgelt 
zu 'berücksichtigen*

Es ist zwar richtig, daß sich im Laufe der Zeit die be­
trieblichen Anschauungen über die Bedeutung von Arbeitgeber- 
lexstungen wandeln können und dies auch Einfluß auf den In­
halt der einzelnen Arbeitsvertrage gewinnen kann Es fehlt 
hier aber, was das Lsndesarbeitsgencht ubersehen hat, jeg­
liche nähere Darlegung über solche geänderten betrieblichen 
Anschauungen* Hierzu hatte vor allem die Angabe gehört, mit 
welchen besonderem Ereignis - etwa dem Erholungsuilaub - die 
betriebliche Anschauung die Jum-7 shli ng m  der lol^ezeit 
•verbunden habe Insbesondeie die Beklagte, deren Sache es m  
erster Linie gewesen ware, den geänderten Rechtscharakter 
der Juni-Zahlung naher darzulegen, hat hierzu nichts ausge- 
fuhrt Es muß daher davon ausgegangen werden, daß ein "Deson- 
derei" Anlaß im oben erwähnten Sinne sich betrieblich nicht 
durchgesetzt hat Dann bleibt aber nichts anderes übrig, als 
die Juni-Zahlung entspiechend ihrem ursprünglich von dor Be­
klagten gewollten Rechtscharakter zu behandeln* Eine betrieb­
liche Sonderleistung (Gratifikation) im Sinne einer einmali­
gen, aus besonderem Anlaß erfolgenden Zuwendung ist im Regel­
lall nur anzunehmen, wenn auch ein besonderer, die Zahlung 
auslosender Anlaß ersichtlich ist Das Landesaibeitsgencnt 
lr^t, wenn es aus dem ständigen resthalten an Zeitpunkt und 
Alt allem den geandeiten Rechtscharakter der Juni-Zahlung 
folgert

Das Auslegungsergebnis des Landesarbeitsgenchbs ist um 
so \ emger haltbar, als die Personal! und sehr eiben der Beklag­
ten hierbei unberücksichtigt geblieben sind So hat die Be­
klagte im Rundschieiben vom 11 Juni 1968 das Jun ~Geha3t als 
"4 °t-ige Gehaltszahlung" bezeichne i demenu p ^chend al3 en 
Angestellten, die "am 30* Juni 1968 noch nicht oder wegen 
bereits laufender Kündigung nicht mehr ganzdanng bescnaftigt 
wo_den", nur seitanteilig die Juni-Zahlung zugute Können las­
sen* Del artige Erklärungen der Beklagten waren nmht geeignet,
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aie auf dem Schreiben vom 29 Mai 1936 wurzelnde betriebliche 
Anschauung über den RechtsCharakter der Juni-Zahlung zu ver­
ändern

Der vorbezeichnete Rechtsfehler macht es erforderlich, 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts aufzuheben«, Bei der gege­
benen Sachlage konnte der Senat bereits abschließend im Sinne 
der Klage entscheiden Es erscheint ausgeschlossen, daß eine 
erneute Erörterung des Sachverhalts in der Tatsachenxnstanz 
zu einer anderen als der oben dargelegten Ansicht über den 
Rechtscharakter der Juni-Zahlung fuhren konnte,, Ungeeignet 
ist hierzu insbesondere die Darstellung der Beklagten über die 
Auffassung der Gewerkschaftsvertreter zur Erage der Anrechen­
barkeit der Juni-Zahlung gemäß § 5 Abs0 1 TV* Dies kann als 
uchtlg unterstellt werden, gestattet jedoch nur den Schluß, 
daß beide Tarif partner der Ansicht waren, die Anrechnungs­
klausel erfasse auch das im Betrieb der Beklagten gewahrte 
halbe Jum-Gehalt0 Dies ist allem eine Er age der Subsumtion 
eines E m z  elf alles unter die Tarif norm des § 5 Absc 1 TV, hat

nichts mit der Auslegung der Rechtsgrunc’l" on fur die 
T i i-i-Zahlung zu tun, auf der die oben dargelegte Ansicht dos 
Senats beruht Über den Rechtscharakter der Juni-Zahlung ha­
ben sich die Tarifpartner nicht geeinigt, dazu hatte innen 
auch jede sachliche Befugnis gefehlt

Sichler Siarages Dr Auffarth
Roglm Dr Sohler
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